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Inhalt: Verordnung über das Verfahren vor den auf Grund des Unfallbecſicherungsgeſetzes errichteten 
Schiedsgerichten. S. 270. 


(Nr. 1625.) Verordnung über das Verfahren vor den auf Grund des Unfallverſicherungs⸗ 
geſetzes errichteten Schiedsgerichten. Vom 2. November 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen x. 
verordnen auf Grund des F. 50 Abſatz 4 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 


6. Juli 1884 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 69) im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zuſtimmung des Bundesraths, was folgt: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


Se 

Der Vorſitzende des Schiedsgerichts und deffen Stellvertreter werden von 
einem Beauftragten der Landes - Zentralbehörde ($. 47 Abſ. 2 des Unfallver- 
ſicherungsgeſetzes), die Beiſitzer und deren Stellvertreter dagegen von dem Vor⸗ 
Be des Schiedsgerichts für die Erfüllung der Obliegenheiten ihres Amts 
beeidigt. \ 

Die Beeidigung der Beiſitzer und deren Stellvertreter erfolgt bei ihrer erſten 
Dienſtleiſtung in öffentlicher Sitzung; ſie gilt für die Dauer der Wahlperiode. 

Im Uebrigen finden auf die Beeidigung die Vorſchriften des §. 51 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechende Anwendung. 


gea 


Die Leitung und Beaufſichtigung des Geſchäftsganges bei dem Schiedsgericht 
liegt dem Vorſitzenden ob. Er eröffnet die eingehenden Sendungen, vertheilt die 
Geſchäfte, beſtimmt die Sitzungen, zeichnet die Verfügungen, vollzieht die Rein⸗ 
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ſchriften und trifft in Bezug auf die Führung der Geſchäftskontrolen die erforder- 
lichen Anordnungen. 


K 3. 
Ablehnung der Mit⸗ Die Beſtimmungen in den $$. 41 ff. der Civilprozeßordnung über die Mus- 
Me nch eee. ſchließung und Ablehnung der Richter finden auf die Mitglieder der Schieds⸗ 
gerichte entſprechende Anwendung. Jedoch beſchließt über ein Ablehnungsgeſuch in 
Betreff des Vorſitzenden das Schiedsgericht, in Betreff der Beiſitzer der Vorſitzende. 
Bei dem Beſchluß über ein Ablehnungsgeſuch in Betreff des Vorſitzenden 
hat dieſer nicht mitzuwirken. An ſeiner Stelle führt dabei der dem Dienſtalter 
oder bei gleichem Dienſtalter dem Lebensalter nach älteſte Beiſitzer den Vorſitz. 
Ergiebt ſich bei der Abſtimmung über das Geſuch Stimmengleichheit, fo gilt 
dasſelbe für abgelehnt. 
Der Beſchluß kann, wenn das Ablehnungsgeſuch für unbegründet erklärt 
wird, nicht für ſich allein, ſondern nur mit der Entſcheidung in der Hauptſache 
angefochten werden. 


II. Vorſchriften uͤber das Verfahren. 


F. 4. 
Erhebung der Berufung. Die Berufung auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung muß nach Maßgabe des 
§. 62 Abſatz 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes ſchriftlich erhoben werden. 
In dem Schriftſatze iſt der Gegenſtand des Anſpruchs zu bezeichnen, des⸗ 
gleichen ſind die für die Entſcheidung maßgebenden Thatſachen unter Angabe der 
Beweismittel für dieſelben anzuführen. 
Für den Gegner iſt eine Abſchrift des Schriftſatzes beizufügen. 


vn. 
Zuftänbigfeit der Iſt die Berufung irrthümlich bei einer nicht zuſtändigen Stelle eingelegt, 
Schiedsgerichte. ſo iſt der Schriftſatz unter Benachrichtigung des Berufenden unverzüglich an den 
Vorſitzenden des zuſtändigen Schiedsgerichts abzugeben. 
Entſteht unter mehreren Schiedsgerichten Streit über ihre Zuſtändigkeit, ſo 
entſcheidet hierüber das Reichs- oder Landes⸗Verſicherungsamt. 


$. 6. 
Abweiſung durch Iſt die Berufung nicht in der geſetzlichen Friſt eingelegt, oder iſt das 
ße Schiedsgericht geſetzlich zur Entſcheidung über die Berufung nicht zuſtändig, weil 
keiner der im F. 62 Abſatz 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes bezeichneten Fälle 
vorliegt, ſo kann der Vorſitzende die Berufung durch einen mit Gründen zu 
verſehenden Beſcheid zurückweiſen. 
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In dem Beſcheide ift dem Berufenden zu eröffnen, daß er befugt fei, 
innerhalb zwei Wochen vom Tage der Zuſtellung ab die Anberaumung der 
mündlichen Verhandlung zu beantragen. 


Siim 
Die Genoſſenſchafts⸗ und Sektionsvorſtände, die Ausſchüſſe und Bertraueng- Einfendung der Bor- 
männer (F. 57 des Unfallverſicherungsgeſetzes) haben dem Vorſitzenden des Schieds⸗ erbandlungen. 
e gericht auf deffen Erfordern die auf den ſtreitigen Entſchädigungsanſpruch be- 
züglichen Vorverhandlungen einzuſenden. 


F. 8. 
Sofern der Fall des $. 6 nicht vorliegt, hat der Vorſitzende die Abſchrift Beantwortung der 
der Berufung dem Gegner mit der Aufforderung mitzutheilen, binnen einer be- Sy] 


ſtimmten, von einer Woche bis zu vier Wochen zu bemeſſenden Friſt eine Gegen- 
ſchrift einzureichen. In der Aufforderung iſt zugleich die Verwarnung auszuſprechen, 
daß, wenn die Gegenſchrift innerhalb der Friſt nicht eingeht, die Entſcheidung nach 
Lage der Akten erfolgen werde. Die Friſt kann auf Antrag aus wichtigen Gründen 
verlängert werden. 

Der Gegenſchrift iſt eine Abſchrift beizufügen, welche dem Berufenden ſeitens 
des Vorſitzenden des Schiedsgerichts zuzuſtellen iſt. 


$. 9. 


Berufungen und Gegenſchriften müſſen entweder von den Betheiligten ſelbſt Unterzeichnung der 
oder von ihren geſetzlichen Vertretern oder von ihren Bevollmächtigten unterzeichnet le 
fein. Die Vollmacht muß ſchriftlich ertheilt werden. 

Das Schiedsgericht kann Vertreter, welche, ohne Rechtsanwälte zu ſein, die 


Vertretung geſchäftsmäßig betreiben, zurückweiſen. 


$. 10. 
Die Entſcheidung erfolgt auf Grund mündlicher Verhandlung vor dem Mündliche Verhaud 
Schiedsgericht. Der Termin hierzu wird von dem Vorſitzenden anberaumt. ng 


Die Betheiligten werden mittelſt eingeſchriebenen Briefes von dem Termin 
mit dem Bemerken in Kenntniß geſetzt, daß im Falle ihres Ausbleibens nach 
Lage der Akten werde entſchieden werden. 

Hält das Schiedsgericht das perſönliche Erſcheinen eines Betheiligten für 
angemeſſen, fo hat dasſelbe die nach Lage des Falles an das Nichterſcheinen fich 
knüpfenden Nachtheile in der Vorladung beſonders zu bezeichnen. 


F. 11. 


Die mündliche Verhandlung findet in der Regel am Sitze des Schieds- ort der Verhandlung. 
gerichts ſtatt. Der Vorſitzende iſt jedoch befugt, das Schiedsgericht zu einer 
54* 
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Sitzung an einen anderen Ort ſeines Bezirks zu berufen, wenn ein Fall vorliegt, 
welcher eine Beweisaufnahme an dieſem Orte oder in deſſen Nähe erforderlich macht. 


NE. 


Die mündliche Verhandlung erfolgt in öffentlicher Sitzung. Die Oeffent⸗ 
lichkeit kann durch einen öffentlich zu verkündenden Beſchluß ausgeſchloſſen werden, 
wenn das Schiedsgericht dies aus Gründen des öffentlichen Wohles oder der 
Sittlichkeit für angemeſſen erachtet. 

Parteien, Zeugen, Sachverſtändige oder bei der Verhandlung nicht De- 
theiligte Perſonen, welche den zur Aufrechterhaltung der Ordnung erlaſſenen Be— 
fehlen des Vorſitzenden nicht gehorchen, können auf Beſchluß des Schiedsgerichts 
aus dem Sitzungszimmer entfernt werden. Gegen die Parteien wird ſodann 
verfahren, wie wenn ſie ſich freiwillig entfernt hätten. 


is. 


Die mündliche Verhandlung beginnt mit der Darſtellung des Sachverhalts 
durch den Vorſitzenden oder durch einen von dieſem ernannten Berichterſtatter. 
Demnächſt ſind die erſchienenen Betheiligten zu hören. 

Der Vorſitzende hat jedem Beiſitzer auf Verlangen zu geſtatten, Fragen 
zu ſtellen. 

F. 14. 


Die mündliche Verhandlung erfolgt unter Zuziehung eines vereidigten Pro⸗ 
tokollführers. 

Von demſelben ift ein Protokoll aufzunehmen, welches die Namen des Bor- 
ſitzenden und der mitwirkenden Beiſitzer, ſowie deren Eigenſchaft als Vorſitzender, 
Arbeitgeber oder Arbeitnehmer enthält, und den Gang der Verhandlung im All— 
gemeinen angiebt. 

Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen, Vergleiche und ſolche Anträge und Er- 
klärungen der Betheiligten, welche von den Schriftſätzen abweichen, Beſchlüſſe 
des Schiedsgerichts ſowie die Formel der Entſcheidung ſind in das Protokoll 
aufzunehmen. 

Das Protokoll iſt von dem Vorſitzenden und dem Protokollführer, in 
Fällen der Entſcheidung außerdem von den Beiſitzern zu unterzeichnen. 


$. 15. 


Die Berathung und Beſchlußfaſſung des Schiedsgerichts erfolgt in nicht⸗ 
öffentlicher Sitzung. 

Wenn nur drei Beiſitzer erſchienen ſind, ſo wirkt einer der Beiſitzer aus der 
doppelt beſetzten Kategorie nicht mit, und zwar ſcheidet der dem Dienſtalter oder 
bei gleichem Dienſtalter dem Lebensalter nach jüngere aus, ſofern derſelbe nicht zum 
Berichterſtatter ernannt iſt. 
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$. 16. 


Der Vorſitzende ift befugt, zur mündlichen Verhandlung Zeugen und Sach⸗ 
verſtändige, welche von den Parteien benannt worden ſind, vorzuladen. 

Die Beweiserhebung erfolgt in der Regel in der mündlichen Verhandlung. 
Das Schiedsgericht iſt jedoch befugt, den Beweis durch ein Mitglied oder in Ge⸗ 
mäßheit des F. 101 des Unfallverſicherungsgeſetzes durch eine öffentliche Behörde 
erheben zu laſſen. In dringenden Fällen ſteht dieſelbe Befugniß auch dem Vor⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichts zu. 

Die Beweisverhandlungen find unter Zuziehung eines vereidigten oder durch 
Handſchlag zu verpflichtenden Protokollführers aufzunehmen; die Parteien ſind zu 
denſelben zu laden. 


. 7 


Hinſichtlich der Verpflichtung, fh als Zeuge oder Sachverſtändiger ver⸗ 
nehmen zu laſſen, finden die Vorſchriften der Civilprozeßordnung entſprechende 
Anwendung. Gegen die von dem Schiedsgericht über die Rechtmäßigkeit der 
Weigerung getroffene Entſcheidung findet binnen einer Friſt von zwei Wochen nach 
Zuſtellung derſelben Beſchwerde an das Reichs⸗ beziehungsweiſe Landes⸗Ver⸗ 
ſicherungsamt ſtatt; dieſelbe iſt ſchriftlich bei dem Schiedsgericht einzulegen. 

Die Verhängung von Zwangsmaßregeln, ſowie die Feſtſetzung von Strafen 
gegen Zeugen und Sachverſtandige, welche ausbleiben oder ihre Ausſage oder 
deren Beeidigung verweigern, erfolgt auf Erſuchen durch das Amtsgericht, in 
deſſen Bezirk dieſelben ihren Wohnſitz oder in Ermangelung eines ſolchen ihren 
Aufenthalt haben. Auf Militärperſonen, welche dem aktiven Heere oder der 
aktiven Marine angehören, finden die Beſtimmungen der $$. 345 Abſatz 4 und 355 
Abſatz 4 der Civilprozeßordnung Anwendung. 

Die Zeugen und Sachverſtändigen erhalten Gebühren nach Maßgabe der 
Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 173). 


F. 18. 


Das Schiedsgericht entſcheidet innerhalb der erhobenen Anſprüche nach 
freiem Ermeſſen. Bilden ſich in Beziehung auf Summen, über welche zu ent⸗ 
ſcheiden ift, mehr als zwei Meinungen, deren keine die Mehrheit für ſich hat, ſo 
werden die für die größte Summe abgegebenen Stimmen den für die zunächſt 
geringere abgegebenen ſo lange hinzugerechnet, bis ſich eine Mehrheit ergiebt. 

Das Schiedsgericht entſcheidet auch darüber, ob und in welchem Betrage 
die unterliegende Partei dem Gegner die ihm in dem Verfahren vor dem Schieds⸗ 
gericht erwachſenen Koſten zu erſtatten hat. 

Bei den Entſcheidungen dürfen nur Mitglieder mitwirken, vor welchen die 
mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat. 


Beweisaufnahme. 


Entſcheidung. 


Abſtimmung. 


Verkündung. 


Ausfertigung. 
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§. 19. 


Die Entſcheidung kann ohne vorgängige Anberaumung einer mündlichen 
Verhandlung ergehen, wenn beide Theile auf eine ſolche ausdrücklich verzichten. 


F. 20. 


Bei der Abſtimmung ſtimmt der Berichterſtatter zuerſt. Im Uebrigen 
richtet fich bei der Abſtimmung der Beiſitzer die Reihenfolge nach dem Dienſtalter 
und bei gleichem Dienſtalter nach dem Lebensalter dergeſtalt, daß der Jüngſte 
zuerſt ſtimmt. Der Vorſitzende ſtimmt zuletzt. 


$. 21. 


Der Vorfigende verkündet den Beſchluß oder die Entſcheidung in öffentlicher 
Sitzung durch Verleſung des Beſchluſſes oder der Entſcheidungsformel. 

Wird die Verkündung der Gründe für angemeſſen gehalten, ſo erfolgt ſie 
durch Verleſung derſelben oder durch mündliche Mittheilung des weſentlichen 
Inhalts. 

Die Verkündung kann auch auf eine ſpätere Sitzung vertagt werden, welche 
in der Regel binnen einer Woche ſtattfinden ſoll. 


N 221 


Entſcheidungen ſind mit Gründen zu verſehen „in der Urſchrift von dem 
Vorſitzenden und den Beiſitzern, welche bei denſelben mitgewirkt haben pu unter: 
ſchreiben und den Parteien in je einer Ausfertigung zuzuſtellen. 


$. 23. 


Im Eingange der Ausfertigung ſind die Mitglieder des Schiedsgerichts, 
welche an der Entſcheidung theilgenommen haben, nach Maßgabe des F. 14 
namentlich aufzuführen und der Sitzungstag, an welchem die Entſcheidung erfolgt 
iſt, zu bezeichnen. 

Die Ausfertigungen enthalten neben dem Siegel des Schiedsgerichts (§. 24) 
die Schlußformel: 

„Urkundlich unter Siegel und Unterſchrift.“ 
„Das Schiedsgericht für ........ i 


Die Vollziehung erfolgt durch den Vorſitzenden. 


F. 24. 


Das Schiedsgericht führt ein Siegel, welches in der Mitte den Reichsadler 
und in der Umſchrift die Bezeichnung des Schiedsgerichts enthält. 
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$. 25. 


Auf Beſchwerden über den Geſchäftsbetrieb bei den Schiedsgerichten ent- 
ſcheidet das Reichs⸗ beziehungsweiſe Landes ⸗Verſicherungsamt. 


$. 26. 


In Betreff der Geſchäftsſprache vor dem Schiedsgericht finden die Be⸗ 
ſtimmungen in den $$. 186 ff. des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Januar 
1877 entſprechende Anwendung. Eingaben, welche nicht in deutſcher Sprache 
abgefaßt find, werden nicht berückſichtigt. 


$. 27. 


Am Schluſſe eines jeden Jahres hat der Vorſitzende des Schiedsgerichts 
dem Reichs⸗ beziehungsweiſe Landes⸗Verſicherungsamt zu dem von demſelben zu 
beſtimmenden Zeitpunkt und nach einem von demſelben vorzuſchreibenden Formular 
einen Geſchäftsbericht einzureichen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 2. November 1885. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſchwerden. 


Geſchäftsſprache. 


Geſchaͤftsbericht. 


Ing tot WÈ 


‘u car ‚Ann = 


„asia nan 


